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Th�UiQgeQ: MeUkel VWellWe fXQdameQWale VeUfaVVXQgVSUiQ]iSieQ iQ FUage 
 
Es Zar ein Paukenschlag: V|llig �berraschend Zlhlte der Landtag Yon Th�ringen am 05. 
Februar den FDP-Politiker Thomas Kemmerich ]um neuen Ministerprlsidenten des Frei-
staates. Der Plan Yon Linkspartei, SPD und Gr�nen, eine Minderheitsregierung unter F�h-
rung des Postkommunisten Bodo RameloZ ]u bilden, Zar damit durchkreu]t. Doch Zeil 
Kemmerich nicht nur die Stimmen Yon FDP und CDU, sondern auch die der AfD bekam, 
brach sofort nach BekanntZerden des Ergebnisses deutschlandZeit ein Sturm der Entr�s-
tung in Politik und Medien los. Von einem Äpolitischen Tabubruch³ und einer Äblau-schZar]-
gelben Schande³ (KeYin K�hnert) Zar die Rede, Zeil sich Kemmerich auch mit den Stimmen 
der AfD-Fraktion unter Vorsit] des umstrittenen Bj|rn H|cke ins Amt Zlhlen lie�. Kritiker 
mutma�en, dass es hinter den Kulissen im Vorfeld Absprachen ]Zischen den drei Parteien 
gegeben hat. BeZeise daf�r gibt es bislang freilich nicht. 
 
Aufgeschreckt durch die heftige |ffentliche Reaktion eilte der FDP-BundesYorsit]ende 
Christian Lindner nur einen Tag splter in die th�ringische Landeshauptstadt Erfurt, um sei-
nen Parteikollegen Kemmerich daYon ]u Ä�ber]eugen³, sein gerade errungenes Minister-
prlsidentenamt Zieder auf]ugeben. Doch nicht nur das: Aus dem fernen S�dafrika meldete 
sich Angela Merkel ]u Wort, die dort einen offi]iellen Staatsbesuch absolYierte. Auf einer 
Pressekonferen] in Pretoria im Beisein des s�dafrikanischen Prlsidenten C\ril Ramaphosa 
be]eichnete Merkel die Wahl Kemmerichs als, so Z|rtlich, ÄunYer]eihlich³ und Yerlangte, 
dass das Ergebnis der Abstimmung Yom 5. Februar ÄZieder r�ckglngig gemacht Zerden 
muss³.  
 
Eine aus Yerfassungsrechtlicher Sicht �beraus fragZ�rdige InterYention. Denn Merkel ist 
bekanntlich nicht mehr Vorsit]ende der CDU, sondern hat sich in ihrer amtlichen Funktion 
als Kan]lerin der Bundesrepublik Deutschland gelu�ert, um die Abgeordneten eines Land-
tages ]u ma�regeln und ]u fordern, das nicht-genehme Ergebnis eines demokratischen 
WahlYorgangs ]u korrigieren. Fast noch dreister aber ist es, dass Merkel den CDU-Parla-
mentariern in Th�ringen Yerboten hat, sich an einer Yom FDP-Politiker Kemmerich gebilde-
ten Minderheitsregierung ]u beteiligen. Merkel stellt sich damit nicht nur gegen das F|de-
ralismusprin]ip, das unYerlnderlich in Art. 20 GG festgeschrieben ist und den Bundeslln-
dern Zeitreichende Autonomie bei der Gestaltung der ihnen ]ugeZiesenen politischen Auf-
gaben ]ubilligt, sondern greift auch in das freie Mandat der Abgeordneten ein, das soZohl 
Art. 38 GG als auch Art. 53 der Th�ringer LandesYerfassung garantieren. 
 
Doch es kommt noch dicker: Kur] nach der R�ckkehr Yon Merkel aus S�dafrika trat am 8. 
Februar der sog. Koalitionsausschuss der Bundesregierung ]usammen. Dieser Ausschuss 
dient normalerZeise dem ZZeck, die Arbeit der Koalitionsparteien in Parlament und Regie-
rung ab]ustimmen, kann aber auf Antrag auch ÄAngelegenheiten Yon grundslt]licher Be-
deutung³ beraten, Ädie ]Zischen den Koalitionspartnern abgestimmt Zerden m�ssen³. Ein-
]iges Thema der Sit]ung: Der ÄWahl-Eklat³ in Th�ringen. Man muss sich das einmal Yorstel-
len: Ein informelles, Zeil geset]lich nicht Yorgesehenes Gremium, das auf Bundesebene  
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angesiedelt ist, befasst sich mit einem Vorgang, der in die alleinige Kompeten] eines Lan-
desparlamentes flllt - ein NoYum in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland. Der 
Koalitionsausschuss belie� es aber nicht bei einer blo�en Beratung der Ereignisse, sondern 
formulierte konkrete ÄErZartungen³, Zie die politische Situation im Freistaat Th�ringen ]u 
bereinigen sei: Thomas Kemmerich solle Ädie ein]ig richtige Konsequen] ]iehen³ und Yon 
seinem Amt ]ur�cktreten. Sodann m�sse Äumgehend³ die Wahl eines neuen Regierungs-
chefs erfolgen und sich der Landtag in naher Zukunft aufl|sen, um Äbaldige NeuZahlen³ ]u 
erm|glichen.  
Auch Zenn es sich Zie gesagt nur um ÄErZartungen³ der Koalitionsspit]en Yon Union und 
SPD handelt, die einen scheinbar unYerbindlichen Charakter haben, entfalten sie Yor dem 
Hintergrund der aufgehei]ten politischen Stimmung im Land, die sich auch in hbergriffen 
auf FDP-Politiker und Einrichtungen der Partei entlldt, doch ein besonderes GeZicht. Ju-
ristisch angreifbar sind sie aber kaum. 
 
Gan] anders ist die Yom Koalitionsausschuss ebenfalls getroffene Vereinbarung ]u beZer-
ten, ÄRegierungsbildungen und politische Mehrheiten mit Stimmen der AfD³ aus]uschlie�en, 
Zas f�r Äalle Ebenen³ des Staates gelten soll, also nicht nur f�r den Bundestag, sondern 
auch f�r Landes- und Kommunalparlamente. Das bedeutet: Die Spit]en der an der Bundes-
regierung beteiligten Parteien und damit ein Organ der E[ekutiYe Zollen demokratisch ge-
Zlhlten Abgeordneten, die ein freies Mandat aus�ben, also an Weisungen und Auftrlge Yon 
Zem auch immer nicht gebunden und nur ihrem GeZissen unterZorfen sind, Yorschreiben, 
dass sie mit einer bestimmten Partei Zeder eine Regierungskoalition eingehen noch Geset-
]esYorhaben beschlie�en d�rfen - und das nicht nur im Bund, sondern in allen VolksYertre-
tungen Deutschlands. Ein ungeheuerlicher Vorgang! 
 
Be]eichnend ist, dass sich der UnYereinbarkeitsbeschluss der GroKo nur auf die AfD er-
streckt, nicht aber f�r die Linkspartei gilt, obZohl die CDU auf ihrem Bundesparteitag im 
De]ember 2018 entschieden hatte, auch mit den SED-Nachfolgern keine ÄKoalitionen und 
lhnliche Formen der Zusammenarbeit³ an]ustreben. Doch eine Einbe]iehung der Linken 
Zlre mit dem Koalitionspartner SPD nicht machbar geZesen. Denn die So]is haben - 
ebenso Zie die Gr�nen - keine Skrupel, mit den SED-Erben ]u paktieren. SPD und Gr�ne 
Zaren es, die 2014 mit Bodo RameloZ erstmals einem Politiker der Linken ins Amt des 
Ministerprlsidenten eines deutschen Bundeslandes Yerhalfen, obZohl seiner]eit auch ein 
Regierungsb�ndnis mit der CDU m|glich geZesen Zlre. Das Zar der politische Tabubruch! 
Diesen Tabubruch Zollen Rote und Gr�ne nun Ziederholen, deshalb soll der b�rgerliche 
Kemmerich Zeg. Und Merkel spielt dieses perfide Spiel mit, Zeil sie die angeschlagene 
Gro�e Koalition und damit ihr eigenes Amt als Regierungschefin bis ]um Ende der Legisla-
turperiode in 2021 retten Zill. 
 
Zur Klarstellung: Kritik an teilZeise unslglichen bu�erungen einiger AfD-Politiker und dem 
Auftreten der Partei in den Parlamenten ist selbstYerstlndlich ]ullssig und Zird Yon BIW in 
Yielen Punkten geteilt. Dennoch ist es nicht ]u rechtfertigen, dass sich eine Bundeskan]lerin 
im ÄKampf gegen Rechts³ �ber fundamentale Verfassungsprin]ipien hinZegset]t, und das 
nicht ]ulet]t aus pers|nlichen machtpolitischen Interessen. 
 
Der AfD-BundesYorstand hat mittlerZeile angek�ndigt, rechtliche Schritte gegen Bundes-
kan]lerin Angela Merkel Zegen Amtsmissbrauch soZie N|tigung des mittlerZeile ]ur�ckge-
tretenen th�ringischen Ministerprlsidenten Thomas Kemmerich ein]uleiten. Wir BhRGER 
IN WUT begr��en diesen Schritt. Nicht aus S\mpathie f�r die AfD, sondern Zeil das Ver-
halten Yon Merkel in der Causa Th�ringen fundamentale Yerfassungsrechtliche Fragen auf-
Zirft, die let]tlich Yom BundesYerfassungsgericht in Karlsruhe gekllrt Zerden m�ssen. Es  
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geht um nichts Geringeres als die Freiheit und die Unabhlngigkeit unserer geZlhlten Volks-
Yertreter und damit die Zukunft des Parlamentarismusµ in Deutschland. Diese hochrangigen, 
f�r die Stabilitlt unserer Demokratie unYer]ichtbaren Rechtsg�ter d�rfen nicht beschldigt 
Zerden, auch nicht im ÄKampf gegen Rechts³. 
Im hbrigen stellt sich die Frage, ob Merkel in ihrer Eigenschaft als Bundeskan]lerin nicht 
auch gegen das Neutralitltsgebot aus Art. 21 GG Yersto�en hat, als sie sich in ihrem State-
ment de]idiert parteipolitisch gelu�ert und indirekt soZohl gegen den FDP-Ministerprlsi-
denten Kemmerich als auch die AfD positioniert hat. Diese Frage sollte ebenfalls in Karls-
ruhe beantZortet Zerden. 
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